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Kantonealsneues
Elternzeit-Labor
Der Vaterschaftsurlaubwird klar, aber weniger deutlich
angenommen als von denBefürwortern einer Elternzeit erhofft.

Christoph Bernet

Die Schweiz führt einen zwei-
wöchigen bezahlten Vater-
schaftsurlaub ein. 60,3 Prozent
und16Stände legtenein Ja indie
Urne, Nein-Mehrheiten gab es
in den Kantonen der Ost- und
Zentralschweiz. Die Erleichte-
rung bei den Befürwortern im
Berner Café Effinger war zwar
gross. Doch darunter mischte
sich leise Enttäuschung: Auf-
grundder letztenUmfragenhat-
tendieBefürworter auf einnoch
deutlicheres Ja gehofft.

AdrianWüthrich,Ex-SP-Na-
tionalrat, PräsidentdesGewerk-
schaftsdachverbandes Travail-
suisse und treibende Kraft hin-
ter der Initiative für einen
vierwöchigen Vaterschafts-
urlaub, sieht seinen Kurs bestä-
tigt: «Der Rückzug unserer Ini-
tiative zu Gunsten des Gegen-
vorschlags des Parlaments war
richtig.» Die Initiative wäre
mangelsUnterstützungausdem
bürgerlichen Lager wohl ge-
scheitert: «DiebreiteAllianz für
denzweiwöchigenVaterschafts-
urlaubwar entscheidend.»

ÄrgerüberVorpreschender
«IGElternzeit»
Diese Allianz dürfte mit dem
gestrigenAbstimmungssonntag
amEndesein.Bei derElternzeit
ist kaummit Unterstützung aus
dembürgerlichenLager zu rech-
nen. CVP-Ständerätin Andrea
Gmür winkt ab: «Das ist kein
Thema. Solangewir bei den So-
zialwerkenAHV, IVundderALV
Sanierungsbedarf haben,
kommt ein weiterer Ausbau
nicht in Frage.»

Anders tönt es bei SP, Grü-
nen, GLP und dem Gewerk-
schaftsbund (SGB). Sie fordern
in Communiqués, nun sei die
DiskussionüberdieEinführung
einer Elternzeit zu führen. Et-
was zurückhaltender zeigt sich
Travailsuisse.Manwerde inden
nächstenMonatenklären,«wel-
che Schritte in Richtung tragfä-

higer Familien- und Vereinbar-
keitspolitik als Nächstes in An-
griffgenommenwerdensollen.»

Den Verlautbarungen von
links gemeinsam ist die Beto-
nung der Notwendigkeit einer
breiten Allianz. Der Hinweis ist
auch eine Reaktion auf die An-
kündigungder «IGElternzeit»,
über welche die «Schweiz am
Wochenende» berichtet hatte.
Die vondenGründernder Sam-
melplattform «WeCollect» ins
Leben gerufene Interessenge-
meinschaft will der Bundes-
kanzlei imDezember einen Ini-
tiativtext für eine32-wöchigeEl-
ternzeit unterbreiten und ab
Sommer 2021 Unterschriften
dafür sammeln.

Uneinigkeit beiderFrage
nachdemModell
Mit ihremVorpreschenvordem
Abstimmungssonntaghabendie
Köpfehinterder«IGElternzeit»
im linkenLager fürVerärgerung
gesorgt. Denn sie greifen der
noch laufendenDiskussionüber
das richtigeModell vor. Ihre In-
itiative sieht eineElternzeit von
je 16Wochen fürMutterundVa-
ter vor. Bei der SP Schweiz hin-
gegengeniesst einModellmit je
14Wochen fürMutter undVater
sowie zehnflexibel aufteilbaren
WochenElternzeit Sympathien.

Und der SGB denkt darüber
nach, im Zuge der Elternzeit
eine Verlängerung des Mutter-
schaftsurlaubs von bisher 14
Wochen zu fordern. Noch am
Sonntagabendwarb die «IGEl-
ternzeit»mit einer selbst inAuf-
traggegebenen repräsentativen
Umfrage für ihrenWeg: 63 Pro-
zent der Befragten seien bereit,
in 5bis 10 JahreneineElternzeit
einzuführen.BeiderFragenach
dem bevorzugten Modell spre-
chen sich 37 Prozent für je 16
Wochen für Mutter und Vater
aus - eine relativeMehrheit.

Doch bevor schweizweit
über die Elternzeit abgestimmt
wird, kommt das Thema in ein-
zelnenKantonenaufdenTisch.
InZürich hat die SP bereits eine
kantonale Elternzeit-Initiative
eingereicht, inBernundLuzern
wurde sie lanciert.Gemässdem
Bundesrat sindkantonaleRege-
lungen unzulässig - der Eltern-
urlaubseiBundesrecht.DerZür-
cherRegierungsrathingegenhat
die SP-Initiative für gültig er-
klärt.UndderRegierungsratdes
Kantons Bern prüft derzeit im
Auftrag des Grossen Rats die
EinreichungeinerStandesinitia-
tive. Sie würde vom Bund ver-
langen, den Kantonen die Ein-
führung von weiterreichenden
Elternzeit-Regeln zu erlauben.

Für die Befürworter einer Elternzeit ist das Ja zumVaterschaftsurlaub nur ein Etappensieg. Bild: Key
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Die Tür zur Elternzeit ist einen Spaltbreit offen
Ein deutliches, aber kein
berauschendes Ja: 60 Prozent
der Bevölkerungwollen einen
zweiwöchigen Vaterschafts-
urlaub – trotz coronabedingt
düstererWirtschaftslage. Es ist
ein Signal für eine zeitgemäs-
sereGesellschaftspolitik und
eine bessereGleichstellung
vonMann und Frau.

Die Befürworter einer weitrei-
chenderen Elternzeit-Rege-
lung hatten auf ein klareres Ja
gehofft, umRückenwind für
ihr Anliegen zu erhalten. Ein

Übungsabbruch steht ausser
Frage: Im Sommer 2021 soll
die Unterschriftensammlung
für eine Initiative für 32Wo-
chen Elternzeit starten. Ob
eine dermassenweitreichende
Initiative ein Volks- und vor
allem ein Ständemehr findet,
ist fraglich.

Doch bis sie an die Urne
kommt, vergehenwohlmin-
destens fünf Jahre. Bis dann
steht dieWelt nicht still: In der
Privatwirtschaft werdenmehr
Firmen ihrenAngestellten

Elternzeit bieten, einzelne
Kantone könntenmit Eltern-
zeit-Regeln vorangehen. Das
könnte dereinst denWeg für
eine gesamtschweizerische
Kompromisslösung ebnen.

Christoph Bernet
christoph.bernet@chmedia.ch

%Ja

Aargau 53,3
Appenzell Innerrhoden 34,7
Appenzell Ausserrhoden 45,6
Bern 56,9
Basel-Landschaft 58,9
Basel-Stadt 71,6
Freiburg 67,8
Genf 79,4
Glarus 43,3
Graubünden 51,8
Jura 74,6
Luzern 51,9
Neuenburg 73,6

%Ja

Nidwalden 42,9
Obwalden 41,8
St. Gallen 49,2
Schaffhausen 56,3
Solothurn 52,4
Schwyz 42,0
Thurgau 49,2
Tessin 67,3
Uri 43,0
Waadt 81,6
Wallis 60,5
Zug 52,9
Zürich 61,7

Kantonsresultate beim Vaterschaftsurlaub

WarumdieUmfragentäuschten
UrsBieri vom InstitutGfSBern zu denAbweichungen, die sich vor allembei den Jets zeigten.

Gemäss einer GfS-Umfrage
war eine klareMehrheit für
Kampfjets. Es wurdeaber
sehr knapp. Warum?
UrsBieri:DasvorläufigeSchluss-
resultat ist 50,1 Prozent Ja. Die
letzte Umfrage 19 Tage vor der
Abstimmung ergab 56 Prozent
Ja. Wir haben also eine Abwei-
chung von 6 Prozentpunkten.
Das ist langfristig gesehen ein
Durchschnittswert.Es siehtdra-
matischaus,wennes voneinem
Ja zu einem Nein zu kippen
droht, aber eigentlich sind sol-
che Unterschiede normal und
der dynamischen Entwicklung
während eines Abstimmungs-
kampfesbis amSchlussgeschul-
det.

Muss man nichtdie Metho-
den überdenken?
Wir passen unsere Methoden
ständig an, aber in diesem Fall
habenunsereMessinstrumente
funktioniert.Wirhieltenbei der
ersten Umfrage ein Ja von 58
Prozent fest, bei der zweiten es
noch 56 Prozent. Es ist uns also
gelungen,dieDynamikderMei-
nungsbildung abzubilden.

Wiekommt es zu einer
solchen Dynamik?
Das liegt an der Meinungsbil-
dungundderMobilisierung.An
diesem Abstimmungssonntag
war vor allemdieMobilisierung
entscheidend.Bei unserenUm-
fragen sagten 47 Prozent, sie

werdenandieUrnegehen.Nun
sind es 59 Prozent. Und diese
zusätzlichen Abstimmenden
machtenauchdieUnterschiede
zu denUmfragen.

Warum gingenmehr Men-
schen an die Urne?
Es sieht so aus, alswären vor al-
lem in den Städten mehr Men-
schen an die Urne gegangen.
Dies hat nicht nur mit dem Va-
terschaftsurlaubzu tun, sondern
mit dem ganzen Vorlagen-Mix.
Die klassische Anti-SVP-Koali-
tion mobilisierte gegen die Be-
grenzungsinitiative, städtische
Naturschützerwolltendas Jagd-
gesetz verhindern und offenbar
hat ganz am Schluss auch noch

eine Mobilisierung gegen die
Kinder-SteuerabzügeFahrt auf-
genommen.

WelcheRolle spielte die
Coronapandemie?
DerCoronafaktorhatmitgespielt.
Wir sahen inunserenUmfragen,
dass das Finanzielle wichtiger
wurde. Wegen der drohenden
WirtschaftskrisedachtendieAb-
stimmenden eher ans eigene
PortemonnaieundandasBudget
desStaates.Daskönnteentschei-
dend sein für die Stärkung des
Neins bei der Kampfjetvorlage
und auch für das deutliche Nein
zudenFamilienabzügen.

Interview: Pascal Ritter

ZürcherstimmenfürStadion,
AargauergegenSchulpflege
Wichtige Abstimmungen in Kantonen und Städten.

Zürich Die Stadtzürcher sagen
Ja zueinemneuenHardturmsta-
dion. Der Gestaltungsplan
«ArealHardturm-Stadion»kam
mit 59,1 Prozent durch. Unter-
stützt wurde das Projekt von
FDPundSVPunddenMittepar-
teien.Die linksgrünenParteien,
die in Zürich die Mehrheit ha-
ben, erlitten eine Niederlage.
FCZ-Präsident Ancillo Canepa
zeigte sich«überglücklich»über
den Entscheid. Ein Ja gab es in
Zürich auch zur Initiative «Si-
chere Velorouten für Zürich».

Aargau Die Schulpflegen wer-
den im Kanton Aargau abge-
schafft. 57Prozent stimmtender

Bildungsvorlage zu. Eine Nie-
derlagemusstenRegierungund
ParlamentaberbeimEnergiege-
setz einstecken. Hauchdünn
lehntendieAargauerdasGesetz
ab – sie folgten damit der SVP.

Schaffhausen Die Wahl des
Kantonsparlaments bestätigt
dieTrendsder eidgenössischen
Wahlen.GrüneundGLPgewan-
nen.DieSPverlor, SVPundFDP
blieben stabil.

Bern Als erste Schweizer Stadt
wird in Bern die Offenlegung
derParteienfinanzierungeinge-
führt. 88Prozent stimmtendem
Gesetz zu. (wap/chm)


